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OhneGrenzen
DasKürzel Sepa steht für
SingleEuroPayments
Area, alsodeneinheitli-
cheneuropäischenZah-
lungsverkehrsmarkt. In
ihmsollen alle Zahlungen
wie Inlandszahlungenbe-
handeltwerden.Damit sol-
lengrenzüberschreitende
Überweisungen, Last-
schriftenundKartenzah-
lungensoschnell undbil-
ligwie im Inlandwerden.
Teilnehmerländer sinddie
StaatenderEuropäi-
schenUnion, Island, Liech-
tenstein,Norwegen,Mo-
nacounddieSchweiz.

Gestaffelt
DieSepa-Überweisung
existiert bereits seit Ja-
nuar2008, siewird aber
nochkaumgenutzt.Die
Sepa-Lastschriftwird
zum1.November einge-
führt, allerdingsmüssen
erst abNovember2010
alleLänder über dieSepa-
Lastschrift erreichbar
sein.DiesenSpielraum
nutzt zumBeispiel Frank-
reich .

Kundennutzen
EinenVorteil bringtSepa
Privatleutenbei grenz-
überschreitendenZahlun-

gen.MitSepakönnenKun-
denvomheimischenGiro-
kontodieMiete für eine
Ferienwohnung inSpa-
nienohneExtrakosten
überweisen.DieLast-
schrift ermöglicht es, eine
Einzugsermächtigung im
Auslandzu erteilen, die
vomheimischenKontoab-
gebuchtwird.Dazusind
die internationaleBankleit-
zahlBICunddie interna-
tionaleKontonummer
IBANnötig.

Lastschrift
Rechtlichunterscheidet
sicheinedeutsche vonei-

nerSepa-Lastschrift.
BeimdeutschenVerfah-
renerlaubt derKunde
demZahlungsempfänger,
alsodemUnternehmen,
bei demeretwas kauft,
eineZahlungeinzuziehen.
BeimSepa-Verfahrener-
mächtigt er zusätzlich
seineBank, dasGeld von
seinemKontoabzubu-
chen.Rückabwickeln
kanner eineZahlungmit
einerFrist von achtWo-
chenabderAbbuchung.
BisherwarenessechsWo-
chennachZugangdes
Rechnungsabschlusses
seinesKontos.

FRANKFURT. Zwei Tage vor dem
Startschuss für die europäischen
Lastschriften amkommendenMon-
tag ist immer noch nicht sicher, ob
der Euro-Zahlungsverkehrsraum,
kurz Sepa, ein Erfolg wird. In
Deutschland will nur rund die
Hälfte der Kreditinstitute die Sepa-
Lastschrift zum2.November anbie-
ten. Fachleute sehen immer noch
die Gefahr, dass Sepa „ein Rohrkre-
pierer werden könnte“. Denn die
Sepa-Überweisungen, die Anfang
2008 eingeführt wurden, hatten
EndeAugust erst einenMarktanteil
von 4,5 Prozent erreicht.

DerGrundstein für eineneinheit-
lichen Euro-Zahlungsverkehrs-
raum war 1999 mit der Einführung
des Euros gelegt worden. Grenz-
überschreitende Zahlungen sollten
so einfachund kostengünstig ausge-
führt werden können wie zuvor na-
tionale. „Der Start der Sepa-Last-

schriften ist für den Erfolg des ge-
samten Sepa-Projekts lebenswich-
tig“, sagte EZB-Direktoriumsmit-
glied Gertrude Tumpel-Gugerell.
„Die Umstellung auf das neue Ver-
fahren sollte zügig erfolgen, damit
die Firmen- und Privatkunden da-
vonprofitieren und die Banken ihre
Investitionen nutzbar machen kön-
nen.“ Es sei erfreulich, dass sich in
den letzten sechs Monaten über
2 500 europäische Banken für das
Sepa-Lastschriftverfahren fit ge-
macht hätten.

Aber es drohen Verzögerungen
unterschiedlichster Art. Jedenfalls
wirddie Sepa-Lastschrift nicht in al-
len EU-Ländern pünktlich Anfang
November eingeführt werden. Un-
ter anderembraucht sie eine gesetz-
liche Grundlage. Die wäre zwarmit
der European Payment Services Di-
rective gegeben. Aber diese muss
noch in nationales Recht umgesetzt

werden. Endgültig vorbei ist die
Schonfrist erst am 1. November
2010. Dann sind die Finanzinstitute
verpflichtet, Sepa-Lastschriften ent-
gegen zu nehmen.

In Deutschland stellen sich vor
allemdie Sparkassen quer. Zwar ha-
bendie in der so genannten „Falken-
steiner Runde“ vertretenen Finanz-
institute Anfang voriger Woche er-
klärt, die deutsche Kreditwirt-
schaft sei in der Lage, die Sepa-Pro-
dukte effizient abzuwickeln. Das
hätten dieCommerzbank, dieDeut-
sche Bank, die DZBank und dieHy-
poVereinsbank gerade in einem
Test unter Beteiligung der Bundes-
bank unter Beweis gestellt.

Die Landesbank Baden-Würt-
temberg, die bei dem jüngstenTref-
fen der Runde ebenfalls vertreten
war, wollte aus Rücksicht auf den
Deutschen Sparkassen- und Giro-
verband (DSGV) aber gar nicht er-

wähnt werden. Offenbar hat der
DSGV seine liebe Not, die divergie-
renden Interessen seiner Institute
unter einen Hut zu bringen. Offi-
ziell läuft der Verband geschlossen
Sturm gegen jeden Zwang zur Nut-
zung der Sepa-Verfahren.

Übereinstimmend fordert die
deutsche Kreditwirtschaft dagegen
die Hilfe des Gesetzgebers bei der
Umstellung der Einzugsermächti-
gungen für Sepa-Lastschriftman-
date. Die Bundesbank plädiert
schon lange dafür, die Einzugser-
mächtigungenperGesetz umzustel-
len. Denn die Einzelfall-Behand-
lung würde teuer. Bei rund acht
Mrd. Lastschriften im Jahr 2008wä-
ren bei individueller Umstellung
rund 700 Mio. neuer Einwilligun-
gen von Kunden einzuholen.

Die Bundesbank erwartet, dass
das Anliegen der Kreditwirtschaft
der neuen Bundesregierung unter-
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Die deutschen Einzelhändler wol-
len die neue Europa-Lastschrift
Sepa wegen der hohen Kosten
nicht nutzen. Nach Angaben des
HauptverbandsdesDeutschenEin-
zelhandels (HDE) sind Zahlungen
mit der EC-Karte, die über Sepa ab-
gewickelt würden, derzeit etwa
doppelt so teuer wie eine deutsche
Einzugsermächtigung. „Solange es
da keine Lösung gibt, werden wir
die Sepa-Lastschrift allenfalls bei
Geschäften mit Lieferanten, nicht
aber bei Kundenzahlungen nut-
zen“, sagte einHDE-Sprecher.

Auch andere Teile der Wirt-
schaft sind bei demThema zurück-
haltend, zeigt eine neue Studie. Da-
mit droht dem neuen Lastschrift-
verfahren in Deutschland schon
gleich zu Beginn ein Fehlstart. Die
Single Euro Payments Area (Sepa)
soll eine Vielzahl nationaler Sys-
teme in Europa für Lastschriften,
ÜberweisungenundKartenzahlun-
gen ablösen. Die Europa-Last-
schrift startet am 1. November. Das
bisherige Lastschriftverfahren
in Deutschland gilt aberweiterhin.

Das nutzen viele Firmen aus:
Nur 15 Prozent derbefragtenUnter-
nehmen – dabei handelt es sich um

Firmenkunden deutscher Banken –
wollen einer Studie der Beratungs-
gesellschaft PPI zufolge die Sepa-
Lastschrift noch indiesem Jahr nut-
zen, weitere zwölf Prozent ab 2010.
Etwa zweiDrittel der Befragten pla-
nen keine Einführung der Sepa-
Lastschrift. Das ist im Vergleich zu
den Ergebnissen der gleichen Be-
fragung aus dem Jahr 2007ein deut-
licher Rückgang. „Damals plante
über die Hälfte der Unternehmen,
im Jahr 2009 Forderungen per
Sepa-Lastschrift einzuziehen“,
heißt es in der Untersuchung.

BeimEinzelhandel sind die Kos-
tenderGrund:Wer bislang imHan-
delmit seiner EC-Karte zahlt, muss
diese Lastschrift entweder durch
die Unterschrift des Belegs oder
die Eingabe seiner Geheimzahl be-
stätigen. Bei Händlern geläufiger
ist die Autorisierung per Unter-
schrift, denn die ist nur halb so
teuerwie das chipbasierteGeheim-
zahl-Verfahren. „Derzeit ist dasVer-
fahren Karte plus Unterschrift mit
Sepa aber nicht möglich“, sagt ein
HDE-Sprecher. Das liege nicht da-
ran, dass dies technisch unmöglich
sei, sondern weil es mit den Ban-
ken keine Einigung darüber gebe.

„Wir sind Verfechter der siche-
ren PIN-basierten Kartenzahlung“,
bestätigt Andreas Martin, ein Vor-

stand des Bundesverbands der
deutschen Volks- und Raiffeisen-
banken (BVR), doch er sieht darin
keinen Hinderungsgrund. „Wir
sind grundsätzlich gesprächsbe-
reit, über alternative sepa-kon-
forme Formen auf dem Gebiet der
Kartenzahlung zu reden“, sagt er.

Als großes Problem gilt aber,
dassUnternehmenbestehendeEin-
zugsermächtigungennicht automa-
tisch auf Sepa umstellen dürfen.
Dazu hätte die Regierung ein ent-
sprechendes Gesetz erlassen müs-
sen, was nicht geschah. Deshalb
müssen die deutschen Firmen sich
nach der aktuellen Rechtslage erst
neue Sepa-Einzugsermächtigun-
gen bei ihren Kunden einholen.
Der Deutsche Sparkassen- und Gi-
roverband (DSGV) schätzt dieKos-
ten einer Umstellung auf die Sepa-
Lastschrift auf 1,5 bis zwei Mrd.
Euro,wenn keinGesetz für eine au-
tomatische Übertragung sorgt.
Hinzu kämen 600 Mio. Euro Porto-
Kosten.

„Das Problem mit der Mandats-
umstellung nennen Unternehmen,
bei denen wir sind, als erstes“, sagt
Clemens Engelke, Mitglied der Ge-
schäftsleitungder Beratungsgesell-
schaft PPI. Auch den Versicherern
brennt das unter den Nägeln. Zwar
unterstützt der Gesamtverband
der Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) Sepa explizit. GDV-
Hauptgeschäftsführer Jörg von
Fürstenwerth verweist aber auf „of-
fene Fragen“ im Zusammenhang
mit der Umstellung bestehender
Einzugsermächtigungen. „Im
Sinne unserer gemeinsamen Kun-
den strebenwir eine pragmatische,
rechtssichere und kostensparende
Umstellungslösung an. Bis dahin
werden die Versicherer das be-
währte und weiterhin rechtsgül-
tige Einzugsermächtigungsverfah-
ren nutzen“, sagte von Fürsten-
werth demHandelsblatt.

Einweiteres Problem ist laut En-
gelke, dass zum Sepa-Start wich-
tige europäische Handelspartner
deutscher Firmen wie zum Bei-
spiel Frankreich erst mit einem
Jahr Verspätung erreichbar sein
werden. „Das hat auch die Eupho-
rie gebremst“, sagt er.

Der Traum vomeinheitlichen Zahlungsverkehr in Europa

Einzelhändler boykottieren Europa-La st

SEPA
Im einheitlichen
europäischen
Zahlungsraum
werden ab
Montag
Lastschriften
angeboten. Doch
die Kritik an dem
System ist groß.

Fachleute bleiben skeptisch: Zahlungssystem könnte ein Rohrkre pier

EZB-Direktoriumsmitglied Ger-
trude Tumpel-Gugerell plädiert für
zügigen Übergang zu Sepa.
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breitet wird. 13 EU-Staaten haben
bereits sichergestellt, dass Einzel-
umstellungen nicht erforderlich
sind. „Es gibtZusagendesBundesfi-
nanzministeriums, dass die Regie-
rung eine gesetzliche Überleitung
der Lastschrift-Mandate unter-
stützt, wenn dies die Mehrheit der
deutschen Marktteilnehmer for-
dert“, sagte Andreas Martin, Mit-

glied des Vorstands des Bundesver-
bands der deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken (BVR). Aus
der FDP war schon früher Unter-
stützung für eine gesetzliche Um-
stellung gekommen.

Schwieriger als die Umstellung
der Sepa-Lastschriften gestaltet
sich offenbar die Frage, ob für die
einzelnen Instrumente ein Zeit-
punkt festgesetzt werden soll, ab
dem die bisherigen nationalen Ver-

fahren völlig abgeschaltet werden.
DieEZBunddie Bundesbank haben
sich dafür wiederholt eingesetzt,
weil nur so die Vorteile des einheit-
lichenZahlungsraumsvoll zumTra-
gen kommen könnten. Die alte Bun-
desregierung hat eine solche Rege-
lung kategorisch abgelehnt. Sie
sehe „keinerlei Handlungsbedarf
für die Festlegung eines Enddatums
durch EU-Verordnung“, schrieb sie
noch am 30. September. Das neue
und das alte Verfahren könnten ge-
meinsam auf einer technischen
Sepa-Plattform betriebenwerden.

„Falsch“, sagt Hans-Georg Fabri-
tius, der bei der Bundesbank für
den Zahlungsverkehr zuständig ist.
Konzentriereman sich nur auf Teil-
aspekte wie technische Lösungen,
würden die Ziele von Sepa nicht er-
reicht. Er hoffe sehr, dass sich die
neue Regierung einem Endtermin
nicht verschließe. mak/yo/fmd

JENSHAGEN | DÜSSELDORF
CHRISTIANSCHNELL | FRANKFURT

Fast jederDeutsche hat in den ver-
gangenen Wochen ein großes Ku-
vert von seiner Bank zugeschickt
bekommen.Diedarin invielenSei-
ten enthaltenen „Änderungen un-
serer Geschäftsbedingungen“ ha-
benabervermutlichnurwenige in-
tensiv gelesen. Dabei geht es bei
dem, was dort etwas sperrig als
„Umsetzung der EU-Zahlungs-
diensterichtlinie in deutsches
Recht“ tituliert wird, um weitrei-
chende Änderungen bei Bankge-
schäften zwischen dem Kunden
und seinem Institut.

Nicht alle Änderungen, die ab
Sonntag in Kraft treten, sind zum
Wohle desKunden.Überweisungs-
aufträge sind künftig unwiderruf-
lich wirksam, wenn sie in der Fi-
liale abgegebenwerden. Korrektu-
ren, Veränderungen oder gar eine
Rückgabe andenAuftraggeberwe-
gen eines Versehens sind dann
nicht in jedem Falle möglich.

Künftig müssen Bankmitarbei-
ter bei Überweisungen auch nicht
mehr abgleichen, ob der Empfän-
gername mit Kontonummer und
Bankleitzahl übereinstimmt. Al-
lein diese beiden Zahlen sind ent-
scheidend für den Transfer. Trägt
der Kunde versehentlich eine fal-
sche Kontonummer ein oder
kommt es zu einem Zahlendreher,

dannkanner bestenfalls auf dieKu-
lanz seiner Bank hoffen. „Einen Er-
stattungsanspruch an die Bank
gibt es nicht mehr“, sagt Helmut
Schinkel, Berater bei Steria Mum-
mert. Wenn die Bank das Geld
trotzdem zurückholt, kann sie sich
den Aufwand dafür bezahlen las-
sen.

Dass es deshalb künftig zu einer
Vielzahl von fehlgeleiteten Über-
weisungen kommt, ist allerdings
nicht zu erwarten. Die
alte Regelung galt bis-
lang nur für Überwei-
sungen per Papier –
und nicht per Automat
oder Internet.

Auch bei Verlust
der Bankkarten oder
der TAN-Codes für
das Online-Banking
drohen einigen Kun-
den Nachteile. Wenn
deswegen ein Schaden entsteht,
kann die Bank vom Kunden einen
Selbstbehalt von bis zu 150 Euro
fordern. Nach Angaben der Ver-
braucherzentrale NRW auch,
„wenn der Kunde nicht grob fahr-
lässig gehandelt hat“. Bisher
musste die Bank in diesem Falle
den Schaden komplett ersetzen.

Sparkassen, Genossenschafts-
bankenundvielePrivatbankenver-
zichten aber auf den Selbstbehalt.
Unbenommen davon bleibt der
Kundebei vielen Institutenwie bis-

her auf dem Schaden sitzen, wenn
er seine Geheimnummern grob
fahrlässig preisgibt, etwa auf der
EC-Karte notiert.

Doch es gibt auch Verbesserun-
gen für den Kunden. „Positiv ist,
dass Zahlungen künftig in kürzerer
Zeit erledigt seinmüssen“, heißt es
dazu von der Stiftung Warentest.
Bislang mussten Bankkunden da-
mit leben, dass selbst Überweisun-
gen zwischen zwei Kreditinstitu-

ten in derselben Stadt
bis zu drei Tagen dau-
ern konnten.

Der Vorwurf, dass
die Banken in dieser
Zeit mit dem Geld ih-
rer Kunden arbeiten,
istmit der neuenRege-
lung allerdings noch
nicht ganz vom Tisch.
Erst ab dem Jahr 2012
dürfen Überweisun-

gen per Online-Banking nur noch
einen Tag dauern. Bei der traditio-
nellen Methode per Vordruck aus
Papier sind es dann zwei Tage.

Bis dahin gilt: Einen Werktag
darf eine Überweisung innerhalb
einerHaupt- oderZweigstelle dau-
ern, zwei Werktage innerhalb ei-
ner Bank oder Sparkasse. Maximal
drei Werktage sind es bei einer In-
landsüberweisung zu einem ande-
ren Institut und bestenfalls fünf
Werktage ins EU-Ausland oder in
den europäischenWährungsraum.

stschrift

„Bei Über-

weisungen

besteht ein

erhöhtes

Risiko“
Verbraucherzentrale

pierer werden

Konsumenten
in einemKauf-
haus in Berlin.
Zahlenmit der
EC-Karte ist be-
liebt. Doch die-
ses Lastschrift-
verfahren wird
durchSepa dop-
pelt so teuer
wie bisher. Da-
gegen wehrt
sich der Einzel-
handel.

Was Bankkunden wissen sollten

Frage des Endtermins ist offen
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Das nutzen viele Firmen aus:
Nur 15 Prozent derbefragtenUnter-
nehmen – dabei handelt es sich um

Firmenkunden deutscher Banken –
wollen einer Studie der Beratungs-
gesellschaft PPI zufolge die Sepa-
Lastschrift noch indiesem Jahr nut-
zen, weitere zwölf Prozent ab 2010.
Etwa zweiDrittel der Befragten pla-
nen keine Einführung der Sepa-
Lastschrift. Das ist im Vergleich zu
den Ergebnissen der gleichen Be-
fragung aus dem Jahr 2007ein deut-
licher Rückgang. „Damals plante
über die Hälfte der Unternehmen,
im Jahr 2009 Forderungen per
Sepa-Lastschrift einzuziehen“,
heißt es in der Untersuchung.

BeimEinzelhandel sind die Kos-
tenderGrund:Wer bislang imHan-
delmit seiner EC-Karte zahlt, muss
diese Lastschrift entweder durch
die Unterschrift des Belegs oder
die Eingabe seiner Geheimzahl be-
stätigen. Bei Händlern geläufiger
ist die Autorisierung per Unter-
schrift, denn die ist nur halb so
teuerwie das chipbasierteGeheim-
zahl-Verfahren. „Derzeit ist dasVer-
fahren Karte plus Unterschrift mit
Sepa aber nicht möglich“, sagt ein
HDE-Sprecher. Das liege nicht da-
ran, dass dies technisch unmöglich
sei, sondern weil es mit den Ban-
ken keine Einigung darüber gebe.

„Wir sind Verfechter der siche-
ren PIN-basierten Kartenzahlung“,
bestätigt Andreas Martin, ein Vor-

stand des Bundesverbands der
deutschen Volks- und Raiffeisen-
banken (BVR), doch er sieht darin
keinen Hinderungsgrund. „Wir
sind grundsätzlich gesprächsbe-
reit, über alternative sepa-kon-
forme Formen auf dem Gebiet der
Kartenzahlung zu reden“, sagt er.

Als großes Problem gilt aber,
dassUnternehmenbestehendeEin-
zugsermächtigungennicht automa-
tisch auf Sepa umstellen dürfen.
Dazu hätte die Regierung ein ent-
sprechendes Gesetz erlassen müs-
sen, was nicht geschah. Deshalb
müssen die deutschen Firmen sich
nach der aktuellen Rechtslage erst
neue Sepa-Einzugsermächtigun-
gen bei ihren Kunden einholen.
Der Deutsche Sparkassen- und Gi-
roverband (DSGV) schätzt dieKos-
ten einer Umstellung auf die Sepa-
Lastschrift auf 1,5 bis zwei Mrd.
Euro,wenn keinGesetz für eine au-
tomatische Übertragung sorgt.
Hinzu kämen 600 Mio. Euro Porto-
Kosten.

„Das Problem mit der Mandats-
umstellung nennen Unternehmen,
bei denen wir sind, als erstes“, sagt
Clemens Engelke, Mitglied der Ge-
schäftsleitungder Beratungsgesell-
schaft PPI. Auch den Versicherern
brennt das unter den Nägeln. Zwar
unterstützt der Gesamtverband
der Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) Sepa explizit. GDV-
Hauptgeschäftsführer Jörg von
Fürstenwerth verweist aber auf „of-
fene Fragen“ im Zusammenhang
mit der Umstellung bestehender
Einzugsermächtigungen. „Im
Sinne unserer gemeinsamen Kun-
den strebenwir eine pragmatische,
rechtssichere und kostensparende
Umstellungslösung an. Bis dahin
werden die Versicherer das be-
währte und weiterhin rechtsgül-
tige Einzugsermächtigungsverfah-
ren nutzen“, sagte von Fürsten-
werth demHandelsblatt.

Einweiteres Problem ist laut En-
gelke, dass zum Sepa-Start wich-
tige europäische Handelspartner
deutscher Firmen wie zum Bei-
spiel Frankreich erst mit einem
Jahr Verspätung erreichbar sein
werden. „Das hat auch die Eupho-
rie gebremst“, sagt er.

Der Traum vomeinheitlichen Zahlungsverkehr in Europa

Einzelhändler boykottieren Europa-La

SEPA
Im einheitlichen
europäischen
Zahlungsraum
werden ab
Montag
Lastschriften
angeboten. Doch
die Kritik an dem
System ist groß.

Fachleute bleiben skeptisch: Zahlungssystem könnte ein Rohrkre pier

EZB-Direktoriumsmitglied Ger-
trude Tumpel-Gugerell plädiert für
zügigen Übergang zu Sepa.
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breitet wird. 13 EU-Staaten haben
bereits sichergestellt, dass Einzel-
umstellungen nicht erforderlich
sind. „Es gibtZusagendesBundesfi-
nanzministeriums, dass die Regie-
rung eine gesetzliche Überleitung
der Lastschrift-Mandate unter-
stützt, wenn dies die Mehrheit der
deutschen Marktteilnehmer for-
dert“, sagte Andreas Martin, Mit-

glied des Vorstands des Bundesver-
bands der deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken (BVR). Aus
der FDP war schon früher Unter-
stützung für eine gesetzliche Um-
stellung gekommen.

Schwieriger als die Umstellung
der Sepa-Lastschriften gestaltet
sich offenbar die Frage, ob für die
einzelnen Instrumente ein Zeit-
punkt festgesetzt werden soll, ab
dem die bisherigen nationalen Ver-

fahren völlig abgeschaltet werden.
DieEZBunddie Bundesbank haben
sich dafür wiederholt eingesetzt,
weil nur so die Vorteile des einheit-
lichenZahlungsraumsvoll zumTra-
gen kommen könnten. Die alte Bun-
desregierung hat eine solche Rege-
lung kategorisch abgelehnt. Sie
sehe „keinerlei Handlungsbedarf
für die Festlegung eines Enddatums
durch EU-Verordnung“, schrieb sie
noch am 30. September. Das neue
und das alte Verfahren könnten ge-
meinsam auf einer technischen
Sepa-Plattform betriebenwerden.

„Falsch“, sagt Hans-Georg Fabri-
tius, der bei der Bundesbank für
den Zahlungsverkehr zuständig ist.
Konzentriereman sich nur auf Teil-
aspekte wie technische Lösungen,
würden die Ziele von Sepa nicht er-
reicht. Er hoffe sehr, dass sich die
neue Regierung einem Endtermin
nicht verschließe. mak/yo/fmd

JENSHAGEN | DÜSSELDORF
CHRISTIANSCHNELL | FRANKFURT

Fast jederDeutsche hat in den ver-
gangenen Wochen ein großes Ku-
vert von seiner Bank zugeschickt
bekommen.Diedarin invielenSei-
ten enthaltenen „Änderungen un-
serer Geschäftsbedingungen“ ha-
benabervermutlichnurwenige in-
tensiv gelesen. Dabei geht es bei
dem, was dort etwas sperrig als
„Umsetzung der EU-Zahlungs-
diensterichtlinie in deutsches
Recht“ tituliert wird, um weitrei-
chende Änderungen bei Bankge-
schäften zwischen dem Kunden
und seinem Institut.

Nicht alle Änderungen, die ab
Sonntag in Kraft treten, sind zum
Wohle desKunden.Überweisungs-
aufträge sind künftig unwiderruf-
lich wirksam, wenn sie in der Fi-
liale abgegebenwerden. Korrektu-
ren, Veränderungen oder gar eine
Rückgabe andenAuftraggeberwe-
gen eines Versehens sind dann
nicht in jedem Falle möglich.

Künftig müssen Bankmitarbei-
ter bei Überweisungen auch nicht
mehr abgleichen, ob der Empfän-
gername mit Kontonummer und
Bankleitzahl übereinstimmt. Al-
lein diese beiden Zahlen sind ent-
scheidend für den Transfer. Trägt
der Kunde versehentlich eine fal-
sche Kontonummer ein oder
kommt es zu einem Zahlendreher,

dannkanner bestenfalls auf dieKu-
lanz seiner Bank hoffen. „Einen Er-
stattungsanspruch an die Bank
gibt es nicht mehr“, sagt Helmut
Schinkel, Berater bei Steria Mum-
mert. Wenn die Bank das Geld
trotzdem zurückholt, kann sie sich
den Aufwand dafür bezahlen las-
sen.

Dass es deshalb künftig zu einer
Vielzahl von fehlgeleiteten Über-
weisungen kommt, ist allerdings
nicht zu erwarten. Die
alte Regelung galt bis-
lang nur für Überwei-
sungen per Papier –
und nicht per Automat
oder Internet.

Auch bei Verlust
der Bankkarten oder
der TAN-Codes für
das Online-Banking
drohen einigen Kun-
den Nachteile. Wenn
deswegen ein Schaden entsteht,
kann die Bank vom Kunden einen
Selbstbehalt von bis zu 150 Euro
fordern. Nach Angaben der Ver-
braucherzentrale NRW auch,
„wenn der Kunde nicht grob fahr-
lässig gehandelt hat“. Bisher
musste die Bank in diesem Falle
den Schaden komplett ersetzen.

Sparkassen, Genossenschafts-
bankenundvielePrivatbankenver-
zichten aber auf den Selbstbehalt.
Unbenommen davon bleibt der
Kundebei vielen Institutenwie bis-

her auf dem Schaden sitzen, wenn
er seine Geheimnummern grob
fahrlässig preisgibt, etwa auf der
EC-Karte notiert.

Doch es gibt auch Verbesserun-
gen für den Kunden. „Positiv ist,
dass Zahlungen künftig in kürzerer
Zeit erledigt seinmüssen“, heißt es
dazu von der Stiftung Warentest.
Bislang mussten Bankkunden da-
mit leben, dass selbst Überweisun-
gen zwischen zwei Kreditinstitu-

ten in derselben Stadt
bis zu drei Tagen dau-
ern konnten.

Der Vorwurf, dass
die Banken in dieser
Zeit mit dem Geld ih-
rer Kunden arbeiten,
istmit der neuenRege-
lung allerdings noch
nicht ganz vom Tisch.
Erst ab dem Jahr 2012
dürfen Überweisun-

gen per Online-Banking nur noch
einen Tag dauern. Bei der traditio-
nellen Methode per Vordruck aus
Papier sind es dann zwei Tage.

Bis dahin gilt: Einen Werktag
darf eine Überweisung innerhalb
einerHaupt- oderZweigstelle dau-
ern, zwei Werktage innerhalb ei-
ner Bank oder Sparkasse. Maximal
drei Werktage sind es bei einer In-
landsüberweisung zu einem ande-
ren Institut und bestenfalls fünf
Werktage ins EU-Ausland oder in
den europäischenWährungsraum.

stschrift

„Bei Über-

weisungen

besteht ein

erhöhtes

Risiko“
Verbraucherzentrale

pierer werden

Konsumenten
in einemKauf-
haus in Berlin.
Zahlenmit der
EC-Karte ist be-
liebt. Doch die-
ses Lastschrift-
verfahren wird
durchSepa dop-
pelt so teuer
wie bisher. Da-
gegen wehrt
sich der Einzel-
handel.

Was Bankkunden wissen sollten

Frage des Endtermins ist offen
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OhneGrenzen
DasKürzel Sepa steht für
SingleEuroPayments
Area, alsodeneinheitli-
cheneuropäischenZah-
lungsverkehrsmarkt. In
ihmsollen alle Zahlungen
wie Inlandszahlungenbe-
handeltwerden.Damit sol-
lengrenzüberschreitende
Überweisungen, Last-
schriftenundKartenzah-
lungensoschnell undbil-
ligwie im Inlandwerden.
Teilnehmerländer sinddie
StaatenderEuropäi-
schenUnion, Island,Liech-
tenstein,Norwegen,Mo-
nacounddieSchweiz.

Gestaffelt
DieSepa-Überweisung
existiertbereits seit Ja-
nuar2008, siewird aber
nochkaumgenutzt.Die
Sepa-Lastschriftwird
zum1.November einge-
führt, allerdingsmüssen
erst abNovember2010
alleLänderüber dieSepa-
Lastschrift erreichbar
sein.DiesenSpielraum
nutzt zumBeispiel Frank-
reich .

Kundennutzen
EinenVorteil bringtSepa
Privatleutenbei grenz-
überschreitendenZahlun-

gen.MitSepakönnenKun-
denvomheimischenGiro-
kontodieMiete für eine
Ferienwohnung inSpa-
nienohneExtrakosten
überweisen.DieLast-
schrift ermöglicht es, eine
Einzugsermächtigung im
Auslandzu erteilen, die
vomheimischenKontoab-
gebuchtwird.Dazusind
die internationaleBankleit-
zahlBICunddie interna-
tionaleKontonummer
IBANnötig.

Lastschrift
Rechtlichunterscheidet
sicheinedeutsche vonei-

nerSepa-Lastschrift.
BeimdeutschenVerfah-
renerlaubt derKunde
demZahlungsempfänger,
alsodemUnternehmen,
bei demeretwas kauft,
eineZahlungeinzuziehen.
BeimSepa-Verfahrener-
mächtigt er zusätzlich
seineBank, dasGeld von
seinemKontoabzubu-
chen.Rückabwickeln
kanner eineZahlungmit
einerFrist von achtWo-
chenabderAbbuchung.
BisherwarenessechsWo-
chennachZugangdes
Rechnungsabschlusses
seinesKontos.

FRANKFURT. Zwei Tage vor dem
Startschuss für die europäischen
Lastschriften amkommendenMon-
tag ist immer noch nicht sicher, ob
der Euro-Zahlungsverkehrsraum,
kurz Sepa, ein Erfolg wird. In
Deutschland will nur rund die
Hälfte der Kreditinstitute die Sepa-
Lastschrift zum2.November anbie-
ten. Fachleute sehen immer noch
die Gefahr, dass Sepa „ein Rohrkre-
pierer werden könnte“. Denn die
Sepa-Überweisungen, die Anfang
2008 eingeführt wurden, hatten
EndeAugust erst einenMarktanteil
von 4,5 Prozent erreicht.

DerGrundstein für eineneinheit-
lichen Euro-Zahlungsverkehrs-
raum war 1999 mit der Einführung
des Euros gelegt worden. Grenz-
überschreitende Zahlungen sollten
so einfachund kostengünstig ausge-
führt werden können wie zuvor na-
tionale. „Der Start der Sepa-Last-

schriften ist für den Erfolg des ge-
samten Sepa-Projekts lebenswich-
tig“, sagte EZB-Direktoriumsmit-
glied Gertrude Tumpel-Gugerell.
„Die Umstellung auf das neue Ver-
fahren sollte zügig erfolgen, damit
die Firmen- und Privatkunden da-
vonprofitieren und die Banken ihre
Investitionen nutzbar machen kön-
nen.“ Es sei erfreulich, dass sich in
den letzten sechs Monaten über
2 500 europäische Banken für das
Sepa-Lastschriftverfahren fit ge-
macht hätten.

Aber es drohen Verzögerungen
unterschiedlichster Art. Jedenfalls
wirddie Sepa-Lastschrift nicht in al-
len EU-Ländern pünktlich Anfang
November eingeführt werden. Un-
ter anderembraucht sie eine gesetz-
liche Grundlage. Die wäre zwarmit
der European Payment Services Di-
rective gegeben. Aber diese muss
noch in nationales Recht umgesetzt

werden. Endgültig vorbei ist die
Schonfrist erst am 1. November
2010. Dann sind die Finanzinstitute
verpflichtet, Sepa-Lastschriften ent-
gegen zu nehmen.

In Deutschland stellen sich vor
allemdie Sparkassen quer. Zwar ha-
bendie in der so genannten „Falken-
steiner Runde“ vertretenen Finanz-
institute Anfang voriger Woche er-
klärt, die deutsche Kreditwirt-
schaft sei in der Lage, die Sepa-Pro-
dukte effizient abzuwickeln. Das
hätten dieCommerzbank, dieDeut-
sche Bank, die DZBank und dieHy-
poVereinsbank gerade in einem
Test unter Beteiligung der Bundes-
bank unter Beweis gestellt.

Die Landesbank Baden-Würt-
temberg, die bei dem jüngstenTref-
fen der Runde ebenfalls vertreten
war, wollte aus Rücksicht auf den
Deutschen Sparkassen- und Giro-
verband (DSGV) aber gar nicht er-

wähnt werden. Offenbar hat der
DSGV seine liebe Not, die divergie-
renden Interessen seiner Institute
unter einen Hut zu bringen. Offi-
ziell läuft der Verband geschlossen
Sturm gegen jeden Zwang zur Nut-
zung der Sepa-Verfahren.

Übereinstimmend fordert die
deutsche Kreditwirtschaft dagegen
die Hilfe des Gesetzgebers bei der
Umstellung der Einzugsermächti-
gungen für Sepa-Lastschriftman-
date. Die Bundesbank plädiert
schon lange dafür, die Einzugser-
mächtigungenperGesetz umzustel-
len. Denn die Einzelfall-Behand-
lung würde teuer. Bei rund acht
Mrd. Lastschriften im Jahr 2008wä-
ren bei individueller Umstellung
rund 700 Mio. neuer Einwilligun-
gen von Kunden einzuholen.

Die Bundesbank erwartet, dass
das Anliegen der Kreditwirtschaft
der neuen Bundesregierung unter-

YASMINOSMAN |
M.KURM-ENGELS | FRANKFURT

Die deutschen Einzelhändler wol-
len die neue Europa-Lastschrift
Sepa wegen der hohen Kosten
nicht nutzen. Nach Angaben des
HauptverbandsdesDeutschenEin-
zelhandels (HDE) sind Zahlungen
mit der EC-Karte, die über Sepa ab-
gewickelt würden, derzeit etwa
doppelt so teuer wie eine deutsche
Einzugsermächtigung. „Solange es
da keine Lösung gibt, werden wir
die Sepa-Lastschrift allenfalls bei
Geschäften mit Lieferanten, nicht
aber bei Kundenzahlungen nut-
zen“, sagte einHDE-Sprecher.

Auch andere Teile der Wirt-
schaft sind bei demThema zurück-
haltend, zeigt eine neue Studie. Da-
mit droht dem neuen Lastschrift-
verfahren in Deutschland schon
gleich zu Beginn ein Fehlstart. Die
Single Euro Payments Area (Sepa)
soll eine Vielzahl nationaler Sys-
teme in Europa für Lastschriften,
ÜberweisungenundKartenzahlun-
gen ablösen. Die Europa-Last-
schrift startet am 1. November. Das
bisherige Lastschriftverfahren
in Deutschland gilt aberweiterhin.

Das nutzen viele Firmen aus:
Nur 15 Prozent derbefragtenUnter-
nehmen – dabei handelt es sich um

Firmenkunden deutscher Banken –
wollen einer Studie der Beratungs-
gesellschaft PPI zufolge die Sepa-
Lastschrift noch indiesem Jahr nut-
zen, weitere zwölf Prozent ab 2010.
Etwa zweiDrittel der Befragten pla-
nen keine Einführung der Sepa-
Lastschrift. Das ist im Vergleich zu
den Ergebnissen der gleichen Be-
fragung aus dem Jahr 2007ein deut-
licher Rückgang. „Damals plante
über die Hälfte der Unternehmen,
im Jahr 2009 Forderungen per
Sepa-Lastschrift einzuziehen“,
heißt es in der Untersuchung.

BeimEinzelhandel sind die Kos-
tenderGrund:Wer bislang imHan-
delmit seiner EC-Karte zahlt, muss
diese Lastschrift entweder durch
die Unterschrift des Belegs oder
die Eingabe seiner Geheimzahl be-
stätigen. Bei Händlern geläufiger
ist die Autorisierung per Unter-
schrift, denn die ist nur halb so
teuerwie das chipbasierteGeheim-
zahl-Verfahren. „Derzeit ist dasVer-
fahren Karte plus Unterschrift mit
Sepa aber nicht möglich“, sagt ein
HDE-Sprecher. Das liege nicht da-
ran, dass dies technisch unmöglich
sei, sondern weil es mit den Ban-
ken keine Einigung darüber gebe.

„Wir sind Verfechter der siche-
ren PIN-basierten Kartenzahlung“,
bestätigt Andreas Martin, ein Vor-

stand des Bundesverbands der
deutschen Volks- und Raiffeisen-
banken (BVR), doch er sieht darin
keinen Hinderungsgrund. „Wir
sind grundsätzlich gesprächsbe-
reit, über alternative sepa-kon-
forme Formen auf dem Gebiet der
Kartenzahlung zu reden“, sagt er.

Als großes Problem gilt aber,
dassUnternehmenbestehendeEin-
zugsermächtigungennicht automa-
tisch auf Sepa umstellen dürfen.
Dazu hätte die Regierung ein ent-
sprechendes Gesetz erlassen müs-
sen, was nicht geschah. Deshalb
müssen die deutschen Firmen sich
nach der aktuellen Rechtslage erst
neue Sepa-Einzugsermächtigun-
gen bei ihren Kunden einholen.
Der Deutsche Sparkassen- und Gi-
roverband (DSGV) schätzt dieKos-
ten einer Umstellung auf die Sepa-
Lastschrift auf 1,5 bis zwei Mrd.
Euro,wenn keinGesetz für eine au-
tomatische Übertragung sorgt.
Hinzu kämen 600 Mio. Euro Porto-
Kosten.

„Das Problem mit der Mandats-
umstellung nennen Unternehmen,
bei denen wir sind, als erstes“, sagt
Clemens Engelke, Mitglied der Ge-
schäftsleitungder Beratungsgesell-
schaft PPI. Auch den Versicherern
brennt das unter den Nägeln. Zwar
unterstützt der Gesamtverband
der Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) Sepa explizit. GDV-
Hauptgeschäftsführer Jörg von
Fürstenwerth verweist aber auf „of-
fene Fragen“ im Zusammenhang
mit der Umstellung bestehender
Einzugsermächtigungen. „Im
Sinne unserer gemeinsamen Kun-
den strebenwir eine pragmatische,
rechtssichere und kostensparende
Umstellungslösung an. Bis dahin
werden die Versicherer das be-
währte und weiterhin rechtsgül-
tige Einzugsermächtigungsverfah-
ren nutzen“, sagte von Fürsten-
werth demHandelsblatt.

Einweiteres Problem ist laut En-
gelke, dass zum Sepa-Start wich-
tige europäische Handelspartner
deutscher Firmen wie zum Bei-
spiel Frankreich erst mit einem
Jahr Verspätung erreichbar sein
werden. „Das hat auch die Eupho-
rie gebremst“, sagt er.

Der Traum vomeinheitlichen Zahlungsverkehr in Europa

Einzelhändler boykottieren Europa-La st

SEPA
Im einheitlichen
europäischen
Zahlungsraum
werden ab
Montag
Lastschriften
angeboten. Doch
die Kritik an dem
System ist groß.

Fachleute bleiben skeptisch: Zahlungssystem könnte ein Rohrkre pier

EZB-Direktoriumsmitglied Ger-
trude Tumpel-Gugerell plädiert für
zügigen Übergang zu Sepa.
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breitet wird. 13 EU-Staaten haben
bereits sichergestellt, dass Einzel-
umstellungen nicht erforderlich
sind. „Es gibtZusagendesBundesfi-
nanzministeriums, dass die Regie-
rung eine gesetzliche Überleitung
der Lastschrift-Mandate unter-
stützt, wenn dies die Mehrheit der
deutschen Marktteilnehmer for-
dert“, sagte Andreas Martin, Mit-

glied des Vorstands des Bundesver-
bands der deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken (BVR). Aus
der FDP war schon früher Unter-
stützung für eine gesetzliche Um-
stellung gekommen.

Schwieriger als die Umstellung
der Sepa-Lastschriften gestaltet
sich offenbar die Frage, ob für die
einzelnen Instrumente ein Zeit-
punkt festgesetzt werden soll, ab
dem die bisherigen nationalen Ver-

fahren völlig abgeschaltet werden.
DieEZBunddie Bundesbank haben
sich dafür wiederholt eingesetzt,
weil nur so die Vorteile des einheit-
lichenZahlungsraumsvoll zumTra-
gen kommen könnten. Die alte Bun-
desregierung hat eine solche Rege-
lung kategorisch abgelehnt. Sie
sehe „keinerlei Handlungsbedarf
für die Festlegung eines Enddatums
durch EU-Verordnung“, schrieb sie
noch am 30. September. Das neue
und das alte Verfahren könnten ge-
meinsam auf einer technischen
Sepa-Plattform betriebenwerden.

„Falsch“, sagt Hans-Georg Fabri-
tius, der bei der Bundesbank für
den Zahlungsverkehr zuständig ist.
Konzentriereman sich nur auf Teil-
aspekte wie technische Lösungen,
würden die Ziele von Sepa nicht er-
reicht. Er hoffe sehr, dass sich die
neue Regierung einem Endtermin
nicht verschließe. mak/yo/fmd

JENSHAGEN | DÜSSELDORF
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Fast jederDeutsche hat in den ver-
gangenen Wochen ein großes Ku-
vert von seiner Bank zugeschickt
bekommen.Diedarin invielenSei-
ten enthaltenen „Änderungen un-
serer Geschäftsbedingungen“ ha-
benabervermutlichnurwenige in-
tensiv gelesen. Dabei geht es bei
dem, was dort etwas sperrig als
„Umsetzung der EU-Zahlungs-
diensterichtlinie in deutsches
Recht“ tituliert wird, um weitrei-
chende Änderungen bei Bankge-
schäften zwischen dem Kunden
und seinem Institut.

Nicht alle Änderungen, die ab
Sonntag in Kraft treten, sind zum
Wohle desKunden.Überweisungs-
aufträge sind künftig unwiderruf-
lich wirksam, wenn sie in der Fi-
liale abgegebenwerden. Korrektu-
ren, Veränderungen oder gar eine
Rückgabe andenAuftraggeberwe-
gen eines Versehens sind dann
nicht in jedem Falle möglich.

Künftig müssen Bankmitarbei-
ter bei Überweisungen auch nicht
mehr abgleichen, ob der Empfän-
gername mit Kontonummer und
Bankleitzahl übereinstimmt. Al-
lein diese beiden Zahlen sind ent-
scheidend für den Transfer. Trägt
der Kunde versehentlich eine fal-
sche Kontonummer ein oder
kommt es zu einem Zahlendreher,

dannkanner bestenfalls auf dieKu-
lanz seiner Bank hoffen. „Einen Er-
stattungsanspruch an die Bank
gibt es nicht mehr“, sagt Helmut
Schinkel, Berater bei Steria Mum-
mert. Wenn die Bank das Geld
trotzdem zurückholt, kann sie sich
den Aufwand dafür bezahlen las-
sen.

Dass es deshalb künftig zu einer
Vielzahl von fehlgeleiteten Über-
weisungen kommt, ist allerdings
nicht zu erwarten. Die
alte Regelung galt bis-
lang nur für Überwei-
sungen per Papier –
und nicht per Automat
oder Internet.

Auch bei Verlust
der Bankkarten oder
der TAN-Codes für
das Online-Banking
drohen einigen Kun-
den Nachteile. Wenn
deswegen ein Schaden entsteht,
kann die Bank vom Kunden einen
Selbstbehalt von bis zu 150 Euro
fordern. Nach Angaben der Ver-
braucherzentrale NRW auch,
„wenn der Kunde nicht grob fahr-
lässig gehandelt hat“. Bisher
musste die Bank in diesem Falle
den Schaden komplett ersetzen.

Sparkassen, Genossenschafts-
bankenundvielePrivatbankenver-
zichten aber auf den Selbstbehalt.
Unbenommen davon bleibt der
Kundebei vielen Institutenwie bis-

her auf dem Schaden sitzen, wenn
er seine Geheimnummern grob
fahrlässig preisgibt, etwa auf der
EC-Karte notiert.

Doch es gibt auch Verbesserun-
gen für den Kunden. „Positiv ist,
dass Zahlungen künftig in kürzerer
Zeit erledigt seinmüssen“, heißt es
dazu von der Stiftung Warentest.
Bislang mussten Bankkunden da-
mit leben, dass selbst Überweisun-
gen zwischen zwei Kreditinstitu-

ten in derselben Stadt
bis zu drei Tagen dau-
ern konnten.

Der Vorwurf, dass
die Banken in dieser
Zeit mit dem Geld ih-
rer Kunden arbeiten,
istmit der neuenRege-
lung allerdings noch
nicht ganz vom Tisch.
Erst ab dem Jahr 2012
dürfen Überweisun-

gen per Online-Banking nur noch
einen Tag dauern. Bei der traditio-
nellen Methode per Vordruck aus
Papier sind es dann zwei Tage.

Bis dahin gilt: Einen Werktag
darf eine Überweisung innerhalb
einerHaupt- oderZweigstelle dau-
ern, zwei Werktage innerhalb ei-
ner Bank oder Sparkasse. Maximal
drei Werktage sind es bei einer In-
landsüberweisung zu einem ande-
ren Institut und bestenfalls fünf
Werktage ins EU-Ausland oder in
den europäischenWährungsraum.

stschrift

„Bei Über-

weisungen

besteht ein

erhöhtes

Risiko“
Verbraucherzentrale

pierer werden

Konsumenten
in einemKauf-
haus in Berlin.
Zahlenmit der
EC-Karte ist be-
liebt. Doch die-
ses Lastschrift-
verfahren wird
durchSepa dop-
pelt so teuer
wie bisher. Da-
gegen wehrt
sich der Einzel-
handel.

Was Bankkunden wissen sollten

Frage des Endtermins ist offen
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OhneGrenzen
DasKürzel Sepa steht für
SingleEuroPayments
Area, alsodeneinheitli-
cheneuropäischenZah-
lungsverkehrsmarkt. In
ihmsollen alle Zahlungen
wie Inlandszahlungenbe-
handeltwerden.Damit sol-
lengrenzüberschreitende
Überweisungen, Last-
schriftenundKartenzah-
lungensoschnell undbil-
ligwie im Inlandwerden.
Teilnehmerländer sinddie
StaatenderEuropäi-
schenUnion, Island,Liech-
tenstein,Norwegen,Mo-
nacounddieSchweiz.

Gestaffelt
DieSepa-Überweisung
existiertbereits seit Ja-
nuar2008, siewird aber
nochkaumgenutzt.Die
Sepa-Lastschriftwird
zum1.November einge-
führt, allerdingsmüssen
erst abNovember2010
alleLänderüber dieSepa-
Lastschrift erreichbar
sein.DiesenSpielraum
nutzt zumBeispiel Frank-
reich .

Kundennutzen
EinenVorteil bringtSepa
Privatleutenbei grenz-
überschreitendenZahlun-

gen.MitSepakönnenKun-
denvomheimischenGiro-
kontodieMiete für eine
Ferienwohnung inSpa-
nienohneExtrakosten
überweisen.DieLast-
schrift ermöglicht es, eine
Einzugsermächtigung im
Auslandzu erteilen, die
vomheimischenKontoab-
gebuchtwird.Dazusind
die internationaleBankleit-
zahlBICunddie interna-
tionaleKontonummer
IBANnötig.

Lastschrift
Rechtlichunterscheidet
sicheinedeutsche vonei-

nerSepa-Lastschrift.
BeimdeutschenVerfah-
renerlaubt derKunde
demZahlungsempfänger,
alsodemUnternehmen,
bei demeretwas kauft,
eineZahlungeinzuziehen.
BeimSepa-Verfahrener-
mächtigt er zusätzlich
seineBank, dasGeld von
seinemKontoabzubu-
chen.Rückabwickeln
kanner eineZahlungmit
einerFrist von achtWo-
chenabderAbbuchung.
BisherwarenessechsWo-
chennachZugangdes
Rechnungsabschlusses
seinesKontos.

FRANKFURT. Zwei Tage vor dem
Startschuss für die europäischen
Lastschriften amkommendenMon-
tag ist immer noch nicht sicher, ob
der Euro-Zahlungsverkehrsraum,
kurz Sepa, ein Erfolg wird. In
Deutschland will nur rund die
Hälfte der Kreditinstitute die Sepa-
Lastschrift zum2.November anbie-
ten. Fachleute sehen immer noch
die Gefahr, dass Sepa „ein Rohrkre-
pierer werden könnte“. Denn die
Sepa-Überweisungen, die Anfang
2008 eingeführt wurden, hatten
EndeAugust erst einenMarktanteil
von 4,5 Prozent erreicht.

DerGrundstein für eineneinheit-
lichen Euro-Zahlungsverkehrs-
raum war 1999 mit der Einführung
des Euros gelegt worden. Grenz-
überschreitende Zahlungen sollten
so einfachund kostengünstig ausge-
führt werden können wie zuvor na-
tionale. „Der Start der Sepa-Last-

schriften ist für den Erfolg des ge-
samten Sepa-Projekts lebenswich-
tig“, sagte EZB-Direktoriumsmit-
glied Gertrude Tumpel-Gugerell.
„Die Umstellung auf das neue Ver-
fahren sollte zügig erfolgen, damit
die Firmen- und Privatkunden da-
vonprofitieren und die Banken ihre
Investitionen nutzbar machen kön-
nen.“ Es sei erfreulich, dass sich in
den letzten sechs Monaten über
2 500 europäische Banken für das
Sepa-Lastschriftverfahren fit ge-
macht hätten.

Aber es drohen Verzögerungen
unterschiedlichster Art. Jedenfalls
wirddie Sepa-Lastschrift nicht in al-
len EU-Ländern pünktlich Anfang
November eingeführt werden. Un-
ter anderembraucht sie eine gesetz-
liche Grundlage. Die wäre zwarmit
der European Payment Services Di-
rective gegeben. Aber diese muss
noch in nationales Recht umgesetzt

werden. Endgültig vorbei ist die
Schonfrist erst am 1. November
2010. Dann sind die Finanzinstitute
verpflichtet, Sepa-Lastschriften ent-
gegen zu nehmen.

In Deutschland stellen sich vor
allemdie Sparkassen quer. Zwar ha-
bendie in der so genannten „Falken-
steiner Runde“ vertretenen Finanz-
institute Anfang voriger Woche er-
klärt, die deutsche Kreditwirt-
schaft sei in der Lage, die Sepa-Pro-
dukte effizient abzuwickeln. Das
hätten dieCommerzbank, dieDeut-
sche Bank, die DZBank und dieHy-
poVereinsbank gerade in einem
Test unter Beteiligung der Bundes-
bank unter Beweis gestellt.

Die Landesbank Baden-Würt-
temberg, die bei dem jüngstenTref-
fen der Runde ebenfalls vertreten
war, wollte aus Rücksicht auf den
Deutschen Sparkassen- und Giro-
verband (DSGV) aber gar nicht er-

wähnt werden. Offenbar hat der
DSGV seine liebe Not, die divergie-
renden Interessen seiner Institute
unter einen Hut zu bringen. Offi-
ziell läuft der Verband geschlossen
Sturm gegen jeden Zwang zur Nut-
zung der Sepa-Verfahren.

Übereinstimmend fordert die
deutsche Kreditwirtschaft dagegen
die Hilfe des Gesetzgebers bei der
Umstellung der Einzugsermächti-
gungen für Sepa-Lastschriftman-
date. Die Bundesbank plädiert
schon lange dafür, die Einzugser-
mächtigungenperGesetz umzustel-
len. Denn die Einzelfall-Behand-
lung würde teuer. Bei rund acht
Mrd. Lastschriften im Jahr 2008wä-
ren bei individueller Umstellung
rund 700 Mio. neuer Einwilligun-
gen von Kunden einzuholen.

Die Bundesbank erwartet, dass
das Anliegen der Kreditwirtschaft
der neuen Bundesregierung unter-

YASMINOSMAN |
M.KURM-ENGELS | FRANKFURT

Die deutschen Einzelhändler wol-
len die neue Europa-Lastschrift
Sepa wegen der hohen Kosten
nicht nutzen. Nach Angaben des
HauptverbandsdesDeutschenEin-
zelhandels (HDE) sind Zahlungen
mit der EC-Karte, die über Sepa ab-
gewickelt würden, derzeit etwa
doppelt so teuer wie eine deutsche
Einzugsermächtigung. „Solange es
da keine Lösung gibt, werden wir
die Sepa-Lastschrift allenfalls bei
Geschäften mit Lieferanten, nicht
aber bei Kundenzahlungen nut-
zen“, sagte einHDE-Sprecher.

Auch andere Teile der Wirt-
schaft sind bei demThema zurück-
haltend, zeigt eine neue Studie. Da-
mit droht dem neuen Lastschrift-
verfahren in Deutschland schon
gleich zu Beginn ein Fehlstart. Die
Single Euro Payments Area (Sepa)
soll eine Vielzahl nationaler Sys-
teme in Europa für Lastschriften,
ÜberweisungenundKartenzahlun-
gen ablösen. Die Europa-Last-
schrift startet am 1. November. Das
bisherige Lastschriftverfahren
in Deutschland gilt aberweiterhin.

Das nutzen viele Firmen aus:
Nur 15 Prozent derbefragtenUnter-
nehmen – dabei handelt es sich um

Firmenkunden deutscher Banken –
wollen einer Studie der Beratungs-
gesellschaft PPI zufolge die Sepa-
Lastschrift noch indiesem Jahr nut-
zen, weitere zwölf Prozent ab 2010.
Etwa zweiDrittel der Befragten pla-
nen keine Einführung der Sepa-
Lastschrift. Das ist im Vergleich zu
den Ergebnissen der gleichen Be-
fragung aus dem Jahr 2007ein deut-
licher Rückgang. „Damals plante
über die Hälfte der Unternehmen,
im Jahr 2009 Forderungen per
Sepa-Lastschrift einzuziehen“,
heißt es in der Untersuchung.

BeimEinzelhandel sind die Kos-
tenderGrund:Wer bislang imHan-
delmit seiner EC-Karte zahlt, muss
diese Lastschrift entweder durch
die Unterschrift des Belegs oder
die Eingabe seiner Geheimzahl be-
stätigen. Bei Händlern geläufiger
ist die Autorisierung per Unter-
schrift, denn die ist nur halb so
teuerwie das chipbasierteGeheim-
zahl-Verfahren. „Derzeit ist dasVer-
fahren Karte plus Unterschrift mit
Sepa aber nicht möglich“, sagt ein
HDE-Sprecher. Das liege nicht da-
ran, dass dies technisch unmöglich
sei, sondern weil es mit den Ban-
ken keine Einigung darüber gebe.

„Wir sind Verfechter der siche-
ren PIN-basierten Kartenzahlung“,
bestätigt Andreas Martin, ein Vor-

stand des Bundesverbands der
deutschen Volks- und Raiffeisen-
banken (BVR), doch er sieht darin
keinen Hinderungsgrund. „Wir
sind grundsätzlich gesprächsbe-
reit, über alternative sepa-kon-
forme Formen auf dem Gebiet der
Kartenzahlung zu reden“, sagt er.

Als großes Problem gilt aber,
dassUnternehmenbestehendeEin-
zugsermächtigungennicht automa-
tisch auf Sepa umstellen dürfen.
Dazu hätte die Regierung ein ent-
sprechendes Gesetz erlassen müs-
sen, was nicht geschah. Deshalb
müssen die deutschen Firmen sich
nach der aktuellen Rechtslage erst
neue Sepa-Einzugsermächtigun-
gen bei ihren Kunden einholen.
Der Deutsche Sparkassen- und Gi-
roverband (DSGV) schätzt dieKos-
ten einer Umstellung auf die Sepa-
Lastschrift auf 1,5 bis zwei Mrd.
Euro,wenn keinGesetz für eine au-
tomatische Übertragung sorgt.
Hinzu kämen 600 Mio. Euro Porto-
Kosten.

„Das Problem mit der Mandats-
umstellung nennen Unternehmen,
bei denen wir sind, als erstes“, sagt
Clemens Engelke, Mitglied der Ge-
schäftsleitungder Beratungsgesell-
schaft PPI. Auch den Versicherern
brennt das unter den Nägeln. Zwar
unterstützt der Gesamtverband
der Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) Sepa explizit. GDV-
Hauptgeschäftsführer Jörg von
Fürstenwerth verweist aber auf „of-
fene Fragen“ im Zusammenhang
mit der Umstellung bestehender
Einzugsermächtigungen. „Im
Sinne unserer gemeinsamen Kun-
den strebenwir eine pragmatische,
rechtssichere und kostensparende
Umstellungslösung an. Bis dahin
werden die Versicherer das be-
währte und weiterhin rechtsgül-
tige Einzugsermächtigungsverfah-
ren nutzen“, sagte von Fürsten-
werth demHandelsblatt.

Einweiteres Problem ist laut En-
gelke, dass zum Sepa-Start wich-
tige europäische Handelspartner
deutscher Firmen wie zum Bei-
spiel Frankreich erst mit einem
Jahr Verspätung erreichbar sein
werden. „Das hat auch die Eupho-
rie gebremst“, sagt er.

Der Traum vomeinheitlichen Zahlungsverkehr in Europa

Einzelhändler boykottieren Europa-La st

SEPA
Im einheitlichen
europäischen
Zahlungsraum
werden ab
Montag
Lastschriften
angeboten. Doch
die Kritik an dem
System ist groß.

Fachleute bleiben skeptisch: Zahlungssystem könnte ein Rohrkre pier

EZB-Direktoriumsmitglied Ger-
trude Tumpel-Gugerell plädiert für
zügigen Übergang zu Sepa.
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breitet wird. 13 EU-Staaten haben
bereits sichergestellt, dass Einzel-
umstellungen nicht erforderlich
sind. „Es gibtZusagendesBundesfi-
nanzministeriums, dass die Regie-
rung eine gesetzliche Überleitung
der Lastschrift-Mandate unter-
stützt, wenn dies die Mehrheit der
deutschen Marktteilnehmer for-
dert“, sagte Andreas Martin, Mit-

glied des Vorstands des Bundesver-
bands der deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken (BVR). Aus
der FDP war schon früher Unter-
stützung für eine gesetzliche Um-
stellung gekommen.

Schwieriger als die Umstellung
der Sepa-Lastschriften gestaltet
sich offenbar die Frage, ob für die
einzelnen Instrumente ein Zeit-
punkt festgesetzt werden soll, ab
dem die bisherigen nationalen Ver-

fahren völlig abgeschaltet werden.
DieEZBunddie Bundesbank haben
sich dafür wiederholt eingesetzt,
weil nur so die Vorteile des einheit-
lichenZahlungsraumsvoll zumTra-
gen kommen könnten. Die alte Bun-
desregierung hat eine solche Rege-
lung kategorisch abgelehnt. Sie
sehe „keinerlei Handlungsbedarf
für die Festlegung eines Enddatums
durch EU-Verordnung“, schrieb sie
noch am 30. September. Das neue
und das alte Verfahren könnten ge-
meinsam auf einer technischen
Sepa-Plattform betriebenwerden.

„Falsch“, sagt Hans-Georg Fabri-
tius, der bei der Bundesbank für
den Zahlungsverkehr zuständig ist.
Konzentriereman sich nur auf Teil-
aspekte wie technische Lösungen,
würden die Ziele von Sepa nicht er-
reicht. Er hoffe sehr, dass sich die
neue Regierung einem Endtermin
nicht verschließe. mak/yo/fmd

JENSHAGEN | DÜSSELDORF
CHRISTIANSCHNELL | FRANKFURT

Fast jederDeutsche hat in den ver-
gangenen Wochen ein großes Ku-
vert von seiner Bank zugeschickt
bekommen.Diedarin invielenSei-
ten enthaltenen „Änderungen un-
serer Geschäftsbedingungen“ ha-
benabervermutlichnurwenige in-
tensiv gelesen. Dabei geht es bei
dem, was dort etwas sperrig als
„Umsetzung der EU-Zahlungs-
diensterichtlinie in deutsches
Recht“ tituliert wird, um weitrei-
chende Änderungen bei Bankge-
schäften zwischen dem Kunden
und seinem Institut.

Nicht alle Änderungen, die ab
Sonntag in Kraft treten, sind zum
Wohle desKunden.Überweisungs-
aufträge sind künftig unwiderruf-
lich wirksam, wenn sie in der Fi-
liale abgegebenwerden. Korrektu-
ren, Veränderungen oder gar eine
Rückgabe andenAuftraggeberwe-
gen eines Versehens sind dann
nicht in jedem Falle möglich.

Künftig müssen Bankmitarbei-
ter bei Überweisungen auch nicht
mehr abgleichen, ob der Empfän-
gername mit Kontonummer und
Bankleitzahl übereinstimmt. Al-
lein diese beiden Zahlen sind ent-
scheidend für den Transfer. Trägt
der Kunde versehentlich eine fal-
sche Kontonummer ein oder
kommt es zu einem Zahlendreher,

dannkanner bestenfalls auf dieKu-
lanz seiner Bank hoffen. „Einen Er-
stattungsanspruch an die Bank
gibt es nicht mehr“, sagt Helmut
Schinkel, Berater bei Steria Mum-
mert. Wenn die Bank das Geld
trotzdem zurückholt, kann sie sich
den Aufwand dafür bezahlen las-
sen.

Dass es deshalb künftig zu einer
Vielzahl von fehlgeleiteten Über-
weisungen kommt, ist allerdings
nicht zu erwarten. Die
alte Regelung galt bis-
lang nur für Überwei-
sungen per Papier –
und nicht per Automat
oder Internet.

Auch bei Verlust
der Bankkarten oder
der TAN-Codes für
das Online-Banking
drohen einigen Kun-
den Nachteile. Wenn
deswegen ein Schaden entsteht,
kann die Bank vom Kunden einen
Selbstbehalt von bis zu 150 Euro
fordern. Nach Angaben der Ver-
braucherzentrale NRW auch,
„wenn der Kunde nicht grob fahr-
lässig gehandelt hat“. Bisher
musste die Bank in diesem Falle
den Schaden komplett ersetzen.

Sparkassen, Genossenschafts-
bankenundvielePrivatbankenver-
zichten aber auf den Selbstbehalt.
Unbenommen davon bleibt der
Kundebei vielen Institutenwie bis-

her auf dem Schaden sitzen, wenn
er seine Geheimnummern grob
fahrlässig preisgibt, etwa auf der
EC-Karte notiert.

Doch es gibt auch Verbesserun-
gen für den Kunden. „Positiv ist,
dass Zahlungen künftig in kürzerer
Zeit erledigt seinmüssen“, heißt es
dazu von der Stiftung Warentest.
Bislang mussten Bankkunden da-
mit leben, dass selbst Überweisun-
gen zwischen zwei Kreditinstitu-

ten in derselben Stadt
bis zu drei Tagen dau-
ern konnten.

Der Vorwurf, dass
die Banken in dieser
Zeit mit dem Geld ih-
rer Kunden arbeiten,
istmit der neuenRege-
lung allerdings noch
nicht ganz vom Tisch.
Erst ab dem Jahr 2012
dürfen Überweisun-

gen per Online-Banking nur noch
einen Tag dauern. Bei der traditio-
nellen Methode per Vordruck aus
Papier sind es dann zwei Tage.

Bis dahin gilt: Einen Werktag
darf eine Überweisung innerhalb
einerHaupt- oderZweigstelle dau-
ern, zwei Werktage innerhalb ei-
ner Bank oder Sparkasse. Maximal
drei Werktage sind es bei einer In-
landsüberweisung zu einem ande-
ren Institut und bestenfalls fünf
Werktage ins EU-Ausland oder in
den europäischenWährungsraum.
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sich der Einzel-
handel.
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Mehr Einfluss als der Chef

P eter Frieß, einst Direk-
tor des Deutschen Mu-
seums in Bonn, ist seit

2005 Chef des angesehenen
Tech Museum in San Jose.
Die seither unter Leitung des
Deutschen verliehenenTech
Awards sind das soziale Event
des SiliconValley. Einmal im
Jahr trifft sich dieWirtschafts-
elite der High-Tech-Region,
um die wahren sozialen Un-
ternehmer auszuzeichnen.
Nein, nicht dieArchitek-

ten sozialer Online-Netzwer-
ke wie Facebook oder My-
Space. Geehrt werden Grün-
der, die in Entwicklungslän-
dern mit innovativerTechnik
und relativ geringem finan-
ziellemAufwand wirklich
weltbewegende Probleme lö-
sen, wie den Zugang zuTrink-
wasser, Strom, Medikamen-
ten, Brillen, Hörgeräten, wie
faire Löhne undAusbildung.
Projekte wie das von Jo-

sephAdelgan. Der Nigerianer
hat einen Reaktor in seinem
Heimatort Idaban installiert,
der Gülle in Energie, Gas und
Dünger umwandelt und zu-
gleich dieVerschmutzung von
Trinkwasser eindämmt. Oder
der Online-Index für faire
Löhne, mit denen derzeit 700
UnternehmenweltweitAb-
nahmepreise für Zulieferer
von Handarbeiten aus der
DrittenWelt kalkulieren.
DieTechAwards sind ein

wohltuendes Kontrastpro-

gramm zu den Startup-Mes-
sen imValley, bei denen der-
zeit eher unspektakuläre Me-
Too-Konzepte präsentiert
werden. Besonders beein-
druckte mich diesmal der
Preisträger Rolf Papsdorf. Der
64-Jährige flüchtete kurz vor
demMauerbau von Sachsen
nachWestberlin und emi-
grierteAnfang der Siebziger-
jahre nach Südafrika, wo er
Maschinenbau studierte.
Papsdorf hat eine beson-

ders preiswerte Zink-Luft-Bat-
terie entwickelt, die in entle-
genen Dörfern Südafrikas und
Namibias Strom für Licht,
Kühlschränke, Nähmaschi-
nen, Handys oder Computer
liefert. Bei der Oxidation des
Zinks entsteht Energie, das
Zinkoxid wird als Dünger ver-
wendet. Bis zu 31Tage liefert
die Batterie Strom, danach
wird die Zinkanode aus-
getauscht. Im Gegensatz zu
Solarzellen, erklärt Papsdorf,
stehe der Strom rund um die
Uhr zurVerfügung.
Reich wird der Deutsche

damit nicht. Im Gegenteil, er
gibt die Batterien und die
Nachfüllanoden sogar unter
Herstellungspreis ab. Sie wer-
den unter anderemvom Berg-
werkskonzern Exxaro subven-
tioniert. In Südafrika sind Un-
ternehmen gehalten, drei Pro-
zent ihres Gewinns für soziale
Zwecke auszugeben. „Das ist
unser Geschäftsmodell“, sagt
Papsdorf, dessen Büro im süd-
afrikanischen Randburg be-
reits mit internationalen Prei-
sen gepflastert ist. Der aus
dem SiliconValley hat ihn je-
doch besonders berührt.Wa-
rum ausgerechnet der? „Weil
er mit 50 000 Dollar Geldprä-
mie kommt“, lachte Papsdorf
schallend. „Die können wir
hervorragend für neue Projek-
te gebrauchen.“
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Die wahrenWohltäter
schäftigen sich Unternehmen
weltweit mit den Analyse-Instru-
menten, darunter Konzerne wie
Cisco, Pfizer und mehrere Groß-
banken. Ziel der Führungskräfte
ist nicht, Angestellte auszuspio-
nieren. Sie wollen Kommunikati-
onsengpässe beseitigen.
Die Netzwerkanalyse fördert

tatsächlich allerhand Interessan-
tes zutage. Am schnellsten las-
sen sich in der Regel sogenannte
„Super Connectoren“ identifizie-
ren. Das sind Mitarbeiter, die als
Informationsknoten zwischen
Kollegen und Teams, teils sogar
ganzen Abteilungen agieren.
Oft halten sich die Führungs-

kräfte selbst für den Mittelpunkt
dieses Info-Marktes. Doch das
sind sie meist nicht. Manager
mögen viele Menschen kennen.
Die Top-Kommunikatoren aber,
so die Ergebnisse der Forscher,
sind eher auf niedrigeren Hierar-
chiestufen zu finden.
Oft sind es Kollegen, die auf-

grund ihres Wissens, ihrer Ver-
trauenswürdigkeit oder ihres Be-
kanntenkreises von vielen um
Rat gefragt werden. „Deshalb
sind sie meist völlig überlastet“,
sagt Netzwerkexperte Schoder.
„Sie sind Opfer von Info-Stress.“
Denn neben ihrer täglichen Ar-
beit werden sie von Kollegen mit
Mails und Anrufen überhäuft.
Mitunter, auch das ist Scho-

der aufgefallen, haben diese ge-
stressten, menschlichen Info-
Broker sogar mehr Einfluss als
der Chef selbst.
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Kaum ein Inter-
net-Phänomen
wurde dieses
Jahr so umfas-
send beleuch-
tet wie soziale
Online-Netz-
werke: Wie be-

einflussen sich Kunden via Face-
book & Co. beim Produktkauf?
Wie kommunizieren Menschen
auf den Plattformen? Wer sind
die einflussreichsten Mitglieder?
Bei aller Diskussion über den

virtuellen Wissensfluss und die
digitale Meinungsbildung über-
sieht man leicht, dass Wissen-
schaftler mit Computerhilfe zu-
nehmend auch unser Kommuni-
kationsverhalten in der Realität
erforschen. Analyse sozialer
Netzwerke heißt die Disziplin.
Zu den deutschen Pionieren

auf dem Gebiet gehören die Wirt-
schaftsinformatiker der Uni Köln
rund um Detlef Schoder. Die Köl-
ner Wissenschaftler statten in
Zusammenarbeit mit dem MIT in
Boston Angestellte von Unter-
nehmen mit speziellen Minisen-
dern aus und verfolgen, mit wel-
chen Kollegen sie den Tag über
Kontakt haben. Zudem analysie-
ren sie, wie die Informationen per
E-Mail fließen, wer wen anruft
und welche Kollegen von Neuig-
keiten abgeschnitten sind.
Aus diesen Daten zeichnen

die Wissenschaftler eine Karte
des Informationsflusses. Der ers-
te deutsche Versuch dieser Art
wurde in der Kreissparkasse Köln
unternommen. Inzwischen be-

Ein deutscher Museums-
manager organisiert das
soziale Event im Valley.
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Wachsender Optimismus in der deutschen IT- und Telekommunika-
tionsindustrie: Trotz Wirtschaftskrise rechnen 57 Prozent der
Unternehmen nach einer Umfrage des Branchenverbandes Bitkom
für 2010 mit Geschäftswachstum. Für dieses Jahr erwartet der
Verband noch ein branchenweites Umsatzminus von 2,5 Prozent.

57 Prozent
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